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a) für alle drei Stellvertreterinnen jeweils im Umfang der Hälfte der regel-
mäßigen Arbeitszeit einer Vollzeitkraft oder

b) für eine Stellvertreterin im Umfang der regelmäßigen Arbeitszeit einer
Vollzeitkraft und für eine weitere Stellvertreterin im Umfang der Hälfte
der regelmäßigen Arbeitszeit einer Vollzeitkraft.

3 Satz 2 Nummer 1 bis 4 gilt in den Verwaltungen mit einem großen Geschäfts-
bereich, die von der Ausnahmeregelung nach § 19 Absatz 2 Gebrauch machen,
sowie in Verwaltungen, zu denen Dienststellen mit weniger als 100 Beschäftig-
ten gehören, die keine eigene Gleichstellungsbeauftragte wählen, hinsichtlich
der Gesamtzahl der im Zuständigkeitsbereich der Gleichstellungsbeauftragten
tätigen Beschäftigten entsprechend. 4Der Umfang der Entlastung der einzelnen
Stellvertreterinnen nach den Sätzen 2 und 3 darf nicht auf die Entlastung der
Gleichstellungsbeauftragten angerechnet werden.

(6) 1Vertrauensfrauen werden von anderweitigen Tätigkeiten in dem Aus-
maß entlastet, wie dies zur ordnungsgemäßen Wahrnehmung ihrer Aufgaben
als Informationsvermittlerin erforderlich ist. 2Die Entlastung beträgt mindes-
tens ein Zehntel und bis zu einem Viertel der regelmäßigen Arbeitszeit einer
Vollzeitkraft.

§ 29 Ausstattung. (1) Der Gleichstellungsbeauftragten ist mit Beginn und
bis zum Ende ihrer Amtszeit die notwendige personelle, räumliche und sachli-
che Ausstattung zur Verfügung zu stellen.

(2) 1Bei einer Beschäftigtenzahl von in der Regel weniger als 1 000 kann der
Gleichstellungsbeauftragten eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter zugeordnet
werden. 2 In einer Dienststelle mit in der Regel mindestens 1 000 Beschäftigten
ist der Gleichstellungsbeauftragten mindestens eine Mitarbeiterin oder ein Mit-
arbeiter zuzuordnen.

(3) 1Die Aufgabe der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beschränkt sich auf
die Unterstützung der Gleichstellungsbeauftragten. 2 § 26 Absatz 5 Satz 3 gilt
entsprechend.

(4) 1Die Gleichstellungsbeauftragte erhält einen monatlichen Verfügungs-
fonds. 2Die Höhe des Verfügungsfonds der vollständig von anderweitigen
Aufgaben entlasteten Gleichstellungsbeauftragten entspricht der Höhe der Auf-
wandsentschädigung für ganz von ihrer dienstlichen Tätigkeit freigestellte Mit-
glieder von Personalräten, Gesamtpersonalräten, Bezirkspersonalräten und
Hauptpersonalräten. 3Die teilweise von anderweitigen Aufgaben entlastete
Gleichstellungsbeauftragte erhält einen Verfügungsfonds, der dem Anteil ihrer
Entlastung entspricht. 4Die Verordnung über die Höhe der Aufwandsentschä-
digung für vom Dienst freigestellte Personalvertretungsmitglieder gilt entspre-
chend.

§ 30 Zusammenarbeit und Information. (1) Die Dienststellenleitung und
die Gleichstellungsbeauftragte arbeiten zum Wohle der Beschäftigten und zur
Erfüllung der in § 1 genannten Ziele eng zusammen.

(2) 1Die Dienststellenleitung unterstützt die Gleichstellungsbeauftragte bei
der Wahrnehmung ihrer Aufgaben und der Ausübung ihrer Mitwirkungsrech-
te, indem sie die Gleichstellungsbeauftragte insbesondere unverzüglich und
umfassend informiert. 2Die zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderlichen
Unterlagen, insbesondere Bewerbungsunterlagen, vergleichende Übersichten
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und Auswahlvermerke, sind ihr frühestmöglich vorzulegen und die erbetenen
Auskünfte zu erteilen. 3Die Dienststellenleitung soll der Gleichstellungsbeauf-
tragten Gelegenheit zur aktiven Teilnahme an allen Entscheidungsprozessen zu
personellen, organisatorischen und sozialen Angelegenheiten geben und den
Informations- und Erfahrungsaustausch der Gleichstellungsbeauftragten mit
anderen Gleichstellungsbeauftragten unterstützen.

(3) Die Gleichstellungsbeauftragte hat das Recht, Einsicht in die entschei-
dungsrelevanten Teile von Personalakten zu nehmen, soweit die Kenntnis des
Akteninhalts zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist.

§ 31 Verschwiegenheitspflicht. Die Gleichstellungsbeauftragte und ihre
Stellvertreterinnen, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie die Vertrauens-
frauen sind hinsichtlich persönlicher Verhältnisse der Beschäftigten und anderer
vertraulicher Angelegenheiten in der Dienststelle ab dem Zeitpunkt ihrer
Bestellung sowie über die Zeit ihrer Bestellung hinaus zum Stillschweigen
verpflichtet.

§ 32 Form der Mitwirkung und Stufenbeteiligung. (1) 1Die Gleichstel-
lungsbeauftragte hat das Recht und die Pflicht, unmittelbar bei der Dienst-
stellenleitung vorzutragen. 2 Sie hat in allen Angelegenheiten, die nach § 25
Absatz 1 und § 27 Absatz 1 ihrer Mitwirkung unterliegen, ein Initiativrecht.
3Die Dienststelle hat über einen Initiativantrag innerhalb angemessener Zeit,
spätestens nach einem Monat, zu entscheiden. 4 In Ausnahmefällen ist die
endgültige Entscheidung nach drei Monaten vorzunehmen. 5Die Entscheidung
ist der Gleichstellungsbeauftragten in Textform mitzuteilen.

(2) 1Die Mitwirkung der Gleichstellungsbeauftragten erfolgt regelmäßig
durch Votum, das zu den Akten zu nehmen ist. 2Das Votum ist innerhalb von
zehn Arbeitstagen ab Zugang der Mitteilung über die beabsichtigte Maßnahme
oder Entscheidung in Textform abzugeben; von dieser Frist kann im Einver-
nehmen mit der Gleichstellungsbeauftragten abgewichen werden. 3Nur in
besonders dringenden Fällen darf die Frist zur Abgabe des Votums ausnahms-
weise auf drei Arbeitstage verkürzt werden. 4Hat die Gleichstellungsbeauftragte
innerhalb von zehn Arbeitstagen oder im Falle des Satzes 3 innerhalb von drei
Arbeitstagen kein Votum abgegeben, so gilt die beabsichtigte Maßnahme oder
Entscheidung als gebilligt.

(3) 1 Folgt die Dienststelle dem Votum der Gleichstellungsbeauftragten nicht,
so hat sie die Gleichstellungsbeauftragte hierüber unverzüglich formlos in
Kenntnis zu setzen. 2Die Gleichstellungsbeauftragte kann bei der Abgabe des
Votums oder spätestens bis zum Ablauf des auf das Inkenntnissetzen folgenden
Arbeitstages eine Mitteilung der Gründe für die Nichtbefolgung des Votums
verlangen. 3Die Dienststelle hat der Gleichstellungsbeauftragten innerhalb von
15 Arbeitstagen ab Zugang des Verlangens die Gründe für die Nichtbefolgung
in Textform mitzuteilen.

(4) 1 Soweit in Dienststellen Entscheidungen für nachgeordnete Dienststellen
getroffen werden, hat jede beteiligte Dienststelle die für sie zuständige Gleich-
stellungsbeauftragte nach Maßgabe der §§ 25, 27 und 30 sowie nach den
Absätzen 1 und 2 an dem bei ihr anhängigen Teilverfahren zu beteiligen. 2Das
in Textform verfasste Votum der Gleichstellungsbeauftragten der nachgeord-
neten Dienststelle ist zusammen mit den weiteren entscheidungsrelevanten
Unterlagen der nächsthöheren Dienststelle und von dieser der bei ihr bestellten
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Gleichstellungsbeauftragten vorzulegen. 3Bei personellen Angelegenheiten gel-
ten die Sätze 1 bis 3 für den Fall, dass personalbearbeitende Dienststelle und
Beschäftigungsdienststelle nicht identisch sind, entsprechend. 4 Satz 1 gilt auch,
wenn Vorgänge, die Aufgaben der Gleichstellungsbeauftragten nach Absatz 1
betreffen, mit Wirkung für eine andere Dienststelle bearbeitet werden, die
nicht nachgeordnete Dienststelle nach § 25 Absatz 4 ist.

§ 33 Einspruchsrecht und Einspruchsverfahren. (1) Die Gleichstellungs-
beauftragte hat ein Einspruchsrecht gegenüber der Dienststellenleitung, wenn
sie geltend macht, die Dienststelle habe
1. entgegen § 12 Absatz 1 einen Gleichstellungsplan nicht erstellt oder die Frist

nach § 12 Absatz 2 erheblich verletzt,
2. einen Gleichstellungsplan erstellt, der nicht den Vorgaben des § 13 ent-

spricht,
3. entgegen § 27 Absatz 1 Nummer 5 die Gleichstellungsbeauftragte bei der

Erstellung des Gleichstellungsplans nicht beteiligt,
4. entgegen § 14 den Gleichstellungsplan nicht bekannt gegeben,
5. Rechte der Gleichstellungsbeauftragten verletzt oder
6. gegen weitere Vorschriften dieses Gesetzes oder gegen andere Vorschriften

über die Gleichstellung von Frauen und Männern verstoßen.

(2) 1Der Einspruch ist innerhalb einer Woche ab Zugang der Begründung
gemäß § 32 Absatz 3 Satz 3 in Textform bei der Dienststellenleitung ein-
zulegen. 2Er hat aufschiebende Wirkung. 3 § 80 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4
und Absatz 3 der Verwaltungsgerichtsordnung gilt entsprechend. 4 Im Falle der
sofortigen Vollziehung unterrichtet die Dienststellenleitung die Gleichstel-
lungsbeauftragte unverzüglich.

(3) 1Die Dienststellenleitung soll über den Einspruch innerhalb eines Monats
nach Zugang des Einspruchs entscheiden. 2Hält sie den Einspruch für begrün-
det, sind die betreffenden Maßnahmen und ihre Folgen zu berichtigen sowie
die Ergebnisse des Einspruchs bei weiteren vergleichbaren Fällen zu berück-
sichtigen.

(4) 1Hält die Dienststellenleitung den Einspruch für unbegründet, legt sie
diesen der nächsthöheren Dienststellenleitung unverzüglich vor. 2Bei selbstän-
digen bundesunmittelbaren Körperschaften, Anstalten und Stiftungen ohne
mehrstufigen Verwaltungsaufbau wird der Einspruch entsprechend deren Vor-
stand oder Geschäftsführung vorgelegt. 3Die Entscheidung der nächsthöheren
Dienststellenleitung, des Vorstandes oder der Geschäftsführung erfolgt entspre-
chend Absatz 3.

(5) Die Entscheidung über den Einspruch ist in Textform zu begründen und
der Gleichstellungsbeauftragten unverzüglich zu übermitteln.

§ 34 Gerichtliches Verfahren. (1) 1Bleibt der Einspruch nach § 33 erfolg-
los, so kann die Gleichstellungsbeauftragte oder die Dienststelle einen außerge-
richtlichen Einigungsversuch unternehmen. 2Haben die Gleichstellungsbeauf-
tragte und die Dienststelle in Textform den Verzicht auf einen außergericht-
lichen Einigungsversuch erklärt oder hat die Gleichstellungsbeauftragte oder
die Dienststelle das Scheitern des außergerichtlichen Einigungsversuchs in
Textform festgestellt, so kann die Gleichstellungsbeauftragte innerhalb eines
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Monats das Verwaltungsgericht anrufen. 3Die Anrufung hat keine aufschieben-
de Wirkung.

(2) Die Anrufung des Gerichts kann nur darauf gestützt werden, dass die
Dienststelle
1. Rechte der Gleichstellungsbeauftragten verletzt hat oder
2. einen Gleichstellungsplan erstellt hat, der nicht den Vorgaben der §§ 12 bis 14

entspricht.
(3) 1Abweichend von Absatz 1 Satz 3 ist die Anrufung des Gerichts auch

zulässig, wenn über den Einspruch ohne zureichenden Grund in angemessener
Frist sachlich nicht entschieden worden ist. 2 § 75 Satz 2 bis 4 der Verwaltungs-
gerichtsordnung gilt entsprechend.

(4) Die Dienststelle trägt die Kosten, die der Gleichstellungsbeauftragten auf
Grund von Rechtsbehelfen nach den Absätzen 1 oder 2 entstehen.

§ 35 Fragerecht. (1) 1Zur Klärung von Fragen grundsätzlicher Bedeutung,
insbesondere zur Auslegung dieses Gesetzes, können sich die Gleichstellungs-
beauftragte und die Stellvertreterinnen unmittelbar an das Bundesministerium
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend wenden. 2Personenbezogene Daten
von Beschäftigten dürfen dem Bundesministerium für Familie, Senioren, Frau-
en und Jugend nur mit Einwilligung der betroffenen Beschäftigten übermittelt
werden.

(2) 1Anfragen nach Absatz 1 sollen innerhalb eines Monats beantwortet
werden. 2Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
leitet seine Antwort der jeweils zuständigen obersten Bundesbehörde nach-
richtlich zu.

§ 36 Interministerieller Arbeitskreis der Gleichstellungsbeauftragten.
1Die Gleichstellungsbeauftragten der obersten Bundesbehörden bilden zu-

sammen den Interministeriellen Arbeitskreis der Gleichstellungsbeauftragten
der obersten Bundesbehörden. 2Der Arbeitskreis informiert die Gleichstel-
lungsbeauftragten aus den Geschäftsbereichen regelmäßig über seine Tätigkeit.
3Die Möglichkeit, im Geltungsbereich dieses Gesetzes weitere Arbeitskreise zur
Koordinierung der Arbeit von Gleichstellungsbeauftragten einzurichten, bleibt
von den Sätzen 1 und 2 unberührt.

Abschnitt 6. Sonderregelungen, Statistik, Bericht und
Übergangsbestimmungen

§ 37 Sonderregelungen für den Bundesnachrichtendienst. Für den
Bundesnachrichtendienst gilt dieses Gesetz mit folgenden Abweichungen:
1. der Bundesnachrichtendienst gilt als einheitliche Dienststelle, in der keine

Vertrauensfrauen bestellt werden,
2. § 6 Absatz 2 Satz 2 ist nicht anzuwenden,
3. § 14 gilt nicht; die Beschäftigten des Bundesnachrichtendienstes sind be-

rechtigt, den Gleichstellungsplan bei den von der Personalverwaltung be-
zeichneten Stellen einzusehen,

4. beim Bundesnachrichtendienst beschäftigte Soldatinnen sind gemäß § 19
Absatz 4 Satz 2 aktiv wahlberechtigt,

6 BGleiG §§ 35–37 BundesgleichstellungsG
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5. beim Bundesnachrichtendienst tätige Soldatinnen und Soldaten gelten hin-
sichtlich der Zuständigkeit der dort bestellten Gleichstellungsbeauftragten
als Beschäftigte des Bundesnachrichtendienstes, soweit dessen Leitung oder
das Bundeskanzleramt für die Entscheidung in personellen, sozialen oder
organisatorischen Angelegenheiten dieses Personenkreises zuständig ist,

6. beim Informations- und Erfahrungsaustausch der Gleichstellungsbeauftrag-
ten gemäß § 25 Absatz 5 sind die für den Bundesnachrichtendienst gelten-
den Sicherheitsbestimmungen zu beachten,

7. ein Votum der Gleichstellungsbeauftragten des Bundesnachrichtendienstes,
das diese gemäß den §§ 25, 27 und 32 abgegeben hat, ist dem Bundeskanz-
leramt vorzulegen, soweit im Bundeskanzleramt Entscheidungen für den
Bundesnachrichtendienst getroffen werden und die Gleichstellungsbeauf-
tragte des Bundeskanzleramtes insoweit nicht zu beteiligen ist,

8. § 32 Absatz 4 und § 38 Absatz 1 Satz 5 sind nicht anzuwenden,
9. die Gleichstellungsbeauftragte bedarf des Einvernehmens der Dienststelle,

soweit im Falle des § 35 eine Angelegenheit behandelt werden soll, die als
Verschlusssache eingestuft ist,

10. bei Vorliegen besonderer Sicherheitsvorfälle oder einer besonderen Einsatz-
situation, von der der Bundesnachrichtendienst ganz oder teilweise betrof-
fen ist, ruhen die Rechte und Pflichten der Gleichstellungsbeauftragten;
Beginn und Ende des Ruhens werden jeweils von der Leitung des Bundes-
nachrichtendienstes im Einvernehmen mit der Chefin oder dem Chef des
Bundeskanzleramtes festgestellt.

§ 38 Statistik, Verordnungsermächtigung. (1) 1 Jede Dienststelle erfasst
alle zwei Jahre die Zahl aller in der Dienststelle beschäftigten Frauen und
Männer sowie die Zahl der Frauen und Männer nach den folgenden weiteren
Kriterien:
1. einzelne Bereiche, dabei Ebenen mit Führungspositionen ab Ebene der

Referatsleitung,
2. Voll- und Teilzeitbeschäftigung,
3. Inanspruchnahme einer Beurlaubung auf Grund von Familien- oder Pfle-

geaufgaben,
4. Bewerbung, Einstellung sowie beruflicher Aufstieg,
5. beruflicher Aufstieg von

a) Beschäftigten, die eine Beurlaubung auf Grund von Familien- oder Pfle-
geaufgaben in Anspruch genommen haben, und

b) Beschäftigten, die eine solche Beurlaubung nicht in Anspruch genommen
haben,

6. die Zahl von Beschäftigten in Führungspositionen ab Ebene der Referats-
leitung in Voll- und Teilzeitbeschäftigung sowie

7. Beurteilungsergebnisse von Regelbeurteilungen im höheren Dienst in den in
§ 3 Nummer 5 Buchstabe a und b genannten Dienststellen.

2Die Daten nach Satz 1 Nummer 1 bis 3 und 6 sind zum 30. Juni des Berichts-
jahres zu erfassen. 3Die Daten nach Satz 1 Nummer 4, 5 und 7 sind für den
Zeitraum vom 1. Juli des vorletzten Jahres bis zum 30. Juni des Berichtsjahres
zu erfassen. 4Die Sätze 1 bis 3 finden unter Beachtung der datenschutzrecht-
lichen Vorgaben auf Beschäftigte mit dem Geschlechtseintrag „divers“ oder

BundesgleichstellungsG § 38 BGleiG 6
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„keine Angabe“ entsprechende Anwendung, soweit Informationen dazu vor-
liegen. 5Die Daten der nachgeordneten Bundesbehörden sowie des mittelbaren
Bundesdienstes sind bis zum 30. September der obersten Bundesbehörde oder
der obersten Aufsichtsbehörde zu melden. 6Die obersten Bundesbehörden
melden dem Statistischen Bundesamt bis zum 31. Dezember ihre eigenen
Daten, die zusammengefassten Daten des jeweiligen Geschäftsbereichs sowie
die zusammengefassten Daten der ihrer Rechtsaufsicht unterstehenden mittel-
baren Bundesverwaltung. 7Bei der Zusammenfassung sind die Gruppen Kör-
perschaften, Anstalten und Stiftungen, bei Körperschaften der Sozialversiche-
rung die Zweige der Sozialversicherung voneinander zu trennen.

(2) 1 Jede oberste Bundesbehörde erfasst jährlich die Zahl aller in der obers-
ten Bundesbehörde beschäftigten Frauen und Männer sowie die Zahl der
Frauen und Männer nach folgenden weiteren Kriterien:
1. Laufbahngruppe des höheren Dienstes,
2. einzelne Ebenen mit Führungspositionen ab Ebene der Referatsleitung ein-

schließlich der politischen Leitungsämter,
3. Voll- und Teilzeitbeschäftigung, auch für Beschäftigte in Führungspositionen

ab Ebene der Referatsleitung,
4. Inanspruchnahme einer Beurlaubung auf Grund von Familien- oder Pfle-

geaufgaben,
5. beruflicher Aufstieg.
2 Soweit hierüber Informationen vorliegen, wird unter Beachtung der daten-
schutzrechtlichen Vorgaben auch die jeweilige Zahl der Beschäftigten mit dem
Geschlechtseintrag „divers“ oder „keine Angabe“ erfasst. 3Die Daten nach
Satz 1 Nummer 1 bis 4 sind zum 30. Juni des Berichtsjahres zu erfassen, die
Daten nach Satz 1 Nummer 5 für den Zeitraum vom 1. Juli des Vorjahres bis
zum 30. Juni des Berichtsjahres. 4Die Meldung an das Statistische Bundesamt
hat bis zum 30. September zu erfolgen.

(3) Das Statistische Bundesamt erstellt im Auftrag des Bundesministeriums
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
1. alle zwei Jahre eine Gleichstellungsstatistik zu den nach Absatz 1 erhobenen

Daten der Dienststellen und leitet die Gleichstellungsstatistik den obersten
Bundesbehörden zu und

2. jährlich einen Gleichstellungsindex aus den nach Absatz 2 erhobenen Daten
der obersten Bundesbehörden und veröffentlicht den Gleichstellungsindex
jeweils bis zum 31. Dezember.
(4) 1Die Bundesregierung regelt durch Rechtsverordnung ohne Zustim-

mung des Bundesrates die einzelnen Vorgaben für die Erfassung und Mitteilung
der statistischen Daten. 2Die Rechtsverordnung nach Satz 1 beschränkt den
Kreis der mitteilungspflichtigen Dienststellen auf das Notwendige. 3 In der
Rechtsverordnung können auch Bestimmungen zu Inhalt, Ausarbeitung und
zur jährlichen Aktualisierung der Anlagen zur Rechtsverordnung getroffen
werden.

§ 39 Bericht. (1) 1Die Bundesregierung legt dem Deutschen Bundestag alle
vier Jahre einen Bericht vor. 2Der Bericht legt dar,
1. wie sich in den letzten vier Jahren die Situation für Personen der einzelnen

Geschlechter in den Dienststellen entwickelt hat,

6 BGleiG § 39 BundesgleichstellungsG
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2. inwieweit die Ziele dieses Gesetzes erreicht sind und
3. wie dieses Gesetz angewendet worden ist.
3Zudem weist er vorbildhafte Gleichstellungsmaßnahmen einzelner Dienststel-
len aus.

(2) 1Grundlage des Gleichstellungsberichts sind die nach § 38 Absatz 1 und 2
erfassten Daten. 2Die obersten Bundesbehörden haben durch die Bereitstellung
der erforderlichen Angaben bei der Erstellung des Gleichstellungsberichts mit-
zuwirken.

(3) An der Erstellung des Gleichstellungsberichts ist der Interministerielle
Arbeitskreis der Gleichstellungsbeauftragten der obersten Bundesbehörden zu
beteiligen.

(4) Der Gleichstellungsbericht darf keine personenbezogenen Daten enthal-
ten.

§ 40 Übergangsbestimmung. Gleichstellungspläne, die am 12. August
2021 bestehen, gelten auch nach dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Ergänzung
und Änderung der Regelungen für die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen
an Führungspositionen in der Privatwirtschaft und im öffentlichen Dienst1)
weiter.

1) In Kraft ab 12.8.2021.
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